
stungen und Verdienste der Lehrer, Erzieher und Kin­
dergärtnerinnen bei der sozialistischen Bildung und 
Erziehung sowie unter Beachtung der Bedingungen 
und Anforderungen in ihrer Arbeit — die Gewährung 
und Berechnung der zusätzlichen Versorgung bei Er­
reichen des Rentenalters und bei Invalidität, die Vor­
aussetzungen für die Versorgung bei voller oder teil­
weiser Berufsunfähigkeit, die zusätzliche Hinterblie­
benenversorgung sowie die Gewährung von Leistun­
gen bei Arbeitsunfähigkeit.
In unmittelbarer Auswertung des IX. Parteitages der 
SED erließ der Ministerrat zwei wichtige Rechtsvor­
schriften, die der weiteren Verbesserung der Wohn­
bedingungen der Werktätigen und damit der Verwirk­
lichung des Wohnungsbauprogramms als Kernstück 
der Sozialpolitik dienen.
Der Beschluß über Maßnahmen zur Vereinfachung der 
Vorbereitung und Durchführung des Eigenheimbaues 
einschließlich des Genehmigungsverfahrens vom 
17. Juni 1976 (GBl. I S. 307) enthält wesentliche Verein­
fachungen beim Bau von Eigenheimen. So ist für die 
Bürger eine komplexe, umfassende Information und 
Unterstüzung vorgesehen. Anträge für den Umbau 
bzw. die Modernisierung von Eigenheimen sind beim 
zuständigen Bürgermeister zu stellen, der auch die Zu­
stimmung erteilt. Mit der Zustimmung zum Bau sind 
dem Bürger die anderen Zustimmungen (z. B. für 
Energie- und Wasseranschlüsse sowie für die Abwas­
serbeseitigung) und die erforderlichen Unterlagen in 
einem Vorgang zu übergeben. Des weiteren ist zu 
gewährleisten, daß die Verträge mit dem Kreditinstitut 
sowie mit dem VEB Baustoffversorgung zu diesem 
Zeitpunkt abgeschlossen werden. Die Kreditinstitute 
geben nicht nur Kredite für den Eigenheimbau, son­
dern gewähren dem Bürger auch umfangreiche Un­
terstützung bei der Erledigung von Bankgeschäften. Bei 
Interessengemeinschaften kann künftig nach Abschluß 
der einzelnen Kreditverträge ein Globalkonto einge­
richtet werden.
Speziell zur Unterstützung der Genossenschaftsbauern 
und Arbeiter bei der Verbesserung ihrer Wohnbedin­
gungen wurde der Beschluß zur Förderung von Initia­
tiven für den genossenschaftlichen und privaten Woh­
nungsbau auf dem Lande vom 17. Juni 1976 (GBl. I 
S. 307) erlassen. Er enthält in erster Linie Aufträge 
an die örtlichen Staatsorgane, die LPGs, die koope­
rativen Einrichtungen der Landwirtschaft und andere 
örtliche Betriebe mit dem Ziel, eine Übererfüllung des 
planmäßigen Wohnungsbaues zu erreichen. Grundlage 
für den Eigenheimbau auf dem Lande bilden die VO 
über die Förderung des Baues von Eigenheimen vom 
24. November 1971 (GBl. II S. 709) und weitere Rechts­
vorschriften.
Neu ist, daß sozialistische Genossenschaften und ko­
operative Einrichtungen der Land-, Forst- und Nah­
rungsgüterwirtschaft sowie volkseigene Betriebe be­
reits mit dem Bau von Eigenheimen für Bürger begin­
nen können, auch wenn der künftige Eigentümer noch 
nicht bekannt ist. Der Bürger tritt dann später in die 
bestehenden Verträge ein. Genossenschaftsbauern und 
Arbeiter, die sich bereit erklären, mindestens 15 Jahre 
in ihrer Genossenschaft bzw. in ihrem Betrieb zu ar­
beiten, erhalten von diesen nach Erfüllung der Verein­
barung einen Zuschuß von 10 000 M zur Kredittilgung. 
Genossenschaften, kooperativen Einrichtungen und 
volkseigenen Betrieben der Land-, Forst- und Nah­
rurigsgüterwirtschaft können, wenn sie durch Erschlie­
ßung örtlicher Reserven zusätzlich Wohnungen für 
ihre Werktätigen errichten und betreiben, dafür Kre­
dite zu günstigen Bedingungen gewährt werden.
Ergänzungen und Veränderungen zu bestehenden

Rechtsvorschriften, die sich aus den beiden Minister­
ratsbeschlüssen ergeben, werden von den zuständigen 
Staatsorganen vorbereitet.

• *

Mit der VO über Kindereinrichtungen der Vorschul­
erziehung vom 22. April 1976 (GBL I S. 201) wird er­
neut die Fürsorge des sozialistischen Staates für die 
jüngsten Bürger unseres Landes unterstrichen. Die 
VO legt einheitliche Regelungen für Krippen mit Ta­
ges- und Wochenbelegung, Kindergärten, Kinder­
wochenheime sowie Saisonkrippen und -kindergärten 
fest und bestimmt die Grundsätze für die Aufnahme 
in diese staatlichen Kindereinrichtungen. Andere Arten 
von staatlichen Einrichtungen der Vorschulerziehung 
als die in der VO genannten dürfen nicht geschaffen 
werden. Die VO regelt verbindlich die Öffnungszeiten 
der staatlichen Kindereinrichtungen und verpflichtet 
die Räte der Kreise, für die Einhaltung dieser Zeiten 
Sorge zu tragen. Des weiteren enthält sie Festlegungen 
zur gesundheitlichen Betreuung, zur Finanzierung so­
wie zur Schaffung neuer Plätze in staatlichen Kinder­
einrichtungen und zur Auslastung der Kapazitäten. 
Alle Kindereinrichtungen unterstehen der staatlichen 
Aufsicht; ihre Eröffnung, Erweiterung oder Schlie­
ßung ist von den Räten der Kreise zu genehmigen. 
Beachtung verdient die Regelung, daß die Eltern die 
volle Verantwortung für die Aufsicht und Fürsorge 
gegenüber ihren Kindern auf dem Weg zur und von 
der Kindereinrichtung tragen (§ 11 Abs. 4), gleichgül­
tig, ob ausnahmsweise eine staatlich organisierte Be­
förderung der Kinder in Verkehrsmitteln erfolgt. Da­
mit gilt auch für Kinder im Vorschulalter die gleiche 
Verantwortungsregelung wie für Schüler (§ 3 Abs. 2 
der 1. DB zur VO über die Pflichten und Rechte der 
Lehrkräfte und Erzieher — Arbeitsordnung für pädago­
gische Kräfte der Volksbildung — Fürsorge- und Auf­
sichtsordnung — vom 5. Januar 1966 [GBl. II S. 19]). 
Mit der AO über die Verleihung eines Stipendiums der 
Freien Deutschen Jugend zur Förderung hervorragen­
der junger Arbeiter und Genossenschaftsbauern wäh­
rend des Direktstudiums — FDJ-Stipendium — vom 
3. Juli 1976 (GBl. I S. 260) wurde ein Vorschlag des
X. Parlaments der FDJ verwirklicht. Junge Arbeiter 
und Genossenschaftsbauern können das FDJ-Stipen­
dium in Höhe von 350 M monatlich für die Dauer des 
Direktstudiums erhalten, wenn sie in der Regel meh­
rere Jahre in der Produktion tätig waren und durch 
hervorragende Leistungen in der Arbeit, schöpferische 
Mitarbeit in der MMM-Bewegung sowie durch vorbild­
liches Auftreten und aktive Arbeit in den FDJ-Kollek- 
tiven der Betriebe, Genossenschaften und ihren koope­
rativen Einrichtungen, der Nationalen Volksarmee, der 
Grenztruppen der DDR und der anderen bewaffneten 
Organe ihre besondere Eignung für ein Studium unter 
Beweis gestellt haben.
Die verantwortungsvolle Tätigkeit der Werktätigen, 
die an der Bildung und Erziehung von Lehrlingen mit- 
wirken, wurde durch die AO über die gesellschaftliche 
Würdigung der Lehrfacharbeiter bzw. Lehrbeauftrag­
ten in der Berufsausbildung vom 31. März 1976 (GBl. I 
S. 199) einheitlich geregelt.
Die Lehrfacharbeiter und Lehrbeauftragten nehmen 
ihre gesellschaftliche Aufgabe als Beauftragte ihrer Ar­
beitskollektive wahr; sie haben eine besondere Verant­
wortung für die Heranbildung klassenbewußter, all­
seitig entwickelter sozialistischer Facharbeiter. Zu 
ihren Pflichten gehört u. a., darauf Einfluß zu nehmen, 
daß Ordnung, Sicherheit und Disziplin im Arbeitspro­
zeß und im gesamten gesellschaftlichen Leben zu 
festen Gewohnheiten der Lehrlinge werden.

*
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